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Berichte
Kolloquium „Oktoberrevolution — 
Geburtsstunde sozialistischen Rechts“
URSULA FIEBER, wiss. Mitarbeiterin 
am Institut für Theorie des Staates und des Rechts 
der Akademie der Wissenschaften der DDR

Aus Anlaß des 60. Jahrestages des Roten Oktober veran­
stalteten die Vereinigung der Juristen der DDR, das 
Institut für Theorie des Staates und des Rechts der Aka­
demie der Wissenschaften der DDR, die Sektion Rechts­
wissenschaft der Humboldt-Universität zu Berlin, das 
DDR-Komitee für Menschenrechte und die Gesellschaft für 
Völkerrecht am 27. September 1977 gemeinsam ein wis­
senschaftliches Kolloquium, dessen Anliegen es war, die 
Bedeutung der Großen Sozialistischen Oktoberrevolution 
für die Entstehung und Entwicklung des sozialistischen 
Staates und seines Rechts herauszuarbeiten. Der Präsident 
der Vereinigung der Juristen der DDR, Dr. Heinrich T o e - 
p l i t z ,  Präsident des Obersten Gerichts, begrüßte in sei­
ner Aussprache zur Eröffnung des Kolloquiums die Mit­
glieder des Zentralkomitees der SED Prof. Dr. sc. Hilde 
B e n j a m i n ,  Akademie für Staats- und Rechtswissen­
schaft der DDR, und Dr. Dr. h. c. Josef S t r e i t ,  General­
staatsanwalt der DDR, den Stellvertreter des Vorsitzenden 
des Ministerrates und Minister der Justiz, Hans-Joachim 
H e u s i n g e r ,  die Mitglieder von Juristendelegationen 
aus der UdSSR, der Volksrepublik Polen, der CSSR und 
der Ungarischen Volksrepublik, Vertreter der Sektionen 
Rechtswissenschaft der Universitäten Berlin, Halle, Jena 
und Leipzig, Vertreter der Akademie für Staats- und 
Rechtswissenschaft der DDR, die Vorsitzenden der Bezirks­
gruppen der VdJ und die Mitglieder des Zentralvorstandes 
der VdJ.

Der Leiter der sowjetischen Delegation, I. M. A i c h a -  
s o w ,  Parteisekretär des Obersten Gerichts der UdSSR, 
würdigte die sich ständig festigenden freundschaftlichen 
Beziehungen zwischen den Juristen der UdSSR und der 
DDR und die enge Zusammenarbeit vor allem auf interna­
tionalem Gebiet. Ferner beschäftigte er sich mit der ge­
sellschaftlichen und politischen Bedeutung der neuen Ver­
fassung der UdSSR, deren Annahme er als einen wich­
tigen historischen Abschnitt in der Entwicklung der So­
wjetgesellschaft und zugleich im internationalen Kampf 
der Werktätigen für Frieden, Freiheit und Fortschritt der 
Menschen bezeichnete.

Oktoberrevolution und Völkerrecht

Das erste Hauptreferat hielt Prof. Dr. Edith O e s e r , Sek­
tion Rechtswissenschaft der Humboldt-Universität Berlin, 
zum Thema „Die Große Sozialistische Oktoberrevolution — 
Beginn einer neuen Ara in den internationalen Beziehun­
gen der Staaten.“ Anhand des Dekrets über den Frieden 
und der Deklaration der Rechte der Völker Rußlands wies 
sie nach, daß die Oktoberrevolution die Geburtsstunde völ­
lig neuer internationaler Rechtsbeziehungen war, daß so­
wohl das allgemein-demokratische Völkerrecht der Gegen­
wart, das in den Beziehungen zwischen allen Staaten gilt, 
als auch das sich entwickelnde System sozialistischer 
Rechtsprinzipien und -normen zwischen den Staaten der 
sozialistischen Gemeinschaft ihren Anfang im Jahre 1917 
nahmen.

Mit den im Dekret über den Frieden enthaltenen For­
derungen nach Verbot der Eroberungskriege und nach 
Selbstbestimmungsrecht für alle Völker wurde die Rechts­
überzeugung der Arbeiterklasse offiziell in die internatio­
nalen Beziehungen eingeführt. Schritt für Schritt und im 
zähen Ringen begann die Sowjetmacht ihre außenpoliti­
schen Beziehungen zu den kapitalistischen Staaten nach 
den Grundsätzen der friedlichen Koexistenz zu gestalten. 
Der dadurch eingeleitete Wandel in den internationalen 
Beziehungen ist durch solche wesentlichen Stationen cha­
rakterisiert wie die Antihitlerkoalition, die Fixierung der

Grundprinzipien des heutigen Völkerrechts in der Charta 
der Vereinten Nationen und die Deklaration über die 
Prinzipien des Völkerrechts, betreffend die freundschaft­
lichen Beziehungen und die Zusammenarbeit zwischen den 
Staaten in Übereinstimmung mit der Charta der Verein­
ten Nationen, vom 24. Oktober 1970.

Diese Deklaration, die im Ergebnis der Veränderung 
des internationalen Kräfteverhältnisses zugunsten des 
Friedens und des Sozialismus zustande kam, hat vor allem 
deshalb große Bedeutung, weil mit ihr solche völkerrecht­
lichen Grundprinzipien wie die souveräne Gleichheit der 
Staaten, das Selbstbestimmungsrecht der Völker, die Pflicht 
zur friedlichen Regelung internationaler Streitigkeiten, das 
Verbot der Einmischung in die inneren Angelegenheiten, 
besonders in die Fragen der Entscheidung über die Gesell­
schaftsordnung, die Vertragstreue u. a. m. verbindlich in­
terpretiert werden. Durch die einstimmige Annahme der 
Deklaration in der UNO-Vollversammlung sind die ge­
nannten Grundsätze auch von den imperialistischen Staa­
ten als Völkerrecht akzeptiert und die Prinzipien der 
UNO-Charta für allgemeinverbindlich, für zwingendes 
Recht (ius cogens) erklärt worden.

Im weiteren wies E. Oeser darauf hin, daß der inter­
nationale politische Entspannungsprozeß, wie er in der 
Schlußakte von Helsinki seinen Ausdruck gefunden hat, 
durch konkrete Schritte zur Einschränkung des Wettrü­
stens und zur Abrüstung ergänzt und unumkehrbar ge­
macht werden muß. Darauf sind die dem Friedenspro­
gramm des XXIV. Parteitages der KPdSU entsprechenden 
außenpolitischen Aktivitäten der Sowjetunion und aller 
sozialistischen Staaten sowohl in der UNO als auch in an­
deren internationalen Gremien gerichtet. Die sozialisti­
schen Länder gehen von der Tatsache aus, daß es heute auf 
Grund des internationalen Kräfteverhältnisses real mög­
lich ist, einen Atomkrieg zu verhindern, weil der Friede 
in der sozialistischen Gesellschaftsordnung seinen entschei­
denden Garanten und seinen entschiedensten Verfechter 
besitzt. 60 Jahre Sowjetmacht in der UdSSR und die Exi­
stenz des sozialistischen Weltsystems haben das überzeu­
gend bewiesen.

Der Präsident der Gesellschaft für Völkerrecht in der 
DDR, Prof. Dr. Harry W ü n s c h e ,  Institut für Interna­
tionale Beziehungen an der Akademie für Staats- und 
Rechtswissenschaft der DDR, hob in seinem Vortrag 
„60 Jahre Große Sozialistische Oktoberrevolution — 
60 Jahre Kampf für Frieden, Sicherheit und Zusammenar­
beit in Europa“ hervor, daß die Ursache für die in Europa 
vollzogene Wende vom kalten Krieg zur Entspannung in 
der allseitigen Stärkung der UdSSR und der sozialistischen 
Staatengemeinschaft zu suchen ist. Dadurch war es mög­
lich, die seit 60 Jahren proklamierten Friedensziele der 
UdSSR, die zum festen Programm der Staaten der soziali­
stischen Gemeinschaft und aller fortschrittlichen Kräfte 
in der Welt geworden sind, in einem bisher nicht gekann­
ten Maße zu verwirklichen. Das geschah in Gestalt eines 
weitgefächerten bilateralen Vertragssystems zwischen so­
zialistischen und kapitalistischen Staaten Europas, durch 
das Vierseitige Abkommen über Westberlin und die Schluß­
akte von Helsinki.

Ausführlich befaßte sich H. Wünsche mit dem Zustande­
kommen verbindlicher völkerrechtlicher Vereinbarungen, 
insbesondere mit den diesbezüglichen Lehren der sowjeti­
schen Völkerrechtswissenschaft, sowie mit der Bedeutung 
der Schlußakte von Helsinki und den sich daraus für die 
Teilnehmerstaaten ergebenden Konsequenzen.!

Oktoberrevolution und sozialistische Grundrechte

Das zweite Hauptreferat des Kolloquiums, das Prof. Dr. 
Gerhard S t i l l e r ,  Institut für Theorie des Staates und 
des Rechts der Akademie der Wissenschaften der DDR, 
hielt, war dem Thema „Die Oktoberrevolution — 60 Jahre 
sozialistische Grundrechte“ gewidmet. Der Referent ging 
davon aus, daß die sozialistische Grundrechtskonzeption be­
reits in der Deklaration der Rechte des werktätigen und 
ausgebeuteten Volkes vom Januar 1918 entwickelt wurde.


